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			Große Charta der chinesischen Freiheit

			 —— Verfassung der Chinesischen Bundesrepublik (Entwurf) ——

			Autor: Bian Jingtao 

			

			Vorwort zur „Großen Charta der Freiheit Chinas“

			Der hehre Zweck dieser Verfassung besteht darin, die Regierungsgewalt strikt zu begrenzen, die bürgerlichen Freiheiten zu verteidigen und die Unantastbarkeit des Privateigentums zu verankern. Hiermit wird proklamiert: Jegliche Regierungsgewalt unterliegt dem gesamten Volk; die Legitimität der Regierungsführung beruht einzig und allein auf der Autorisierung durch das Volk. Basierend auf dem Axiom, dass „Macht eine Autorisierung von unten nach oben ist und keine Herrschaft von oben nach unten“; wird hiermit die Föderale Republik China gegründet, um das seit zweitausend Jahren bestehende zentralistische System endgültig zu beenden; um dadurch eine echte Gewaltenteilung und -verschränkung zu verwirklichen und die politische Macht an das Volk zurückzugeben, und um für den dauerhaften Frieden und die Gerechtigkeit der chinesischen Nation ein unzerstörbares rechtsstaatliches Fundament zu legen.

		

	
		
			Kapitel 1: Allgemeine Grundsätze und föderale Verfassungsprinzipien

			Artikel 1 [Staatsform, Souveränität und Autorisierung der Machtquelle]

			[Föderale Staatsform] Die Föderation China (Chinesische Föderation) ist eine föderale Republik, die auf einer Autorisierung von unten nach oben aufbaut. Die nationale Souveränität liegt beim gesamten Volk und gehört keiner politischen Partei, Gruppe oder Einzelperson.

			[Logik der Autorisierung der Machtquelle] Die Macht der Föderation China ist keine Herrschaft von oben nach unten, sondern eine Autorisierung von unten nach oben. Jegliche öffentliche Gewalt entspringt der Übertragung natürlicher Rechte der Bürger. Dieser Autorisierungsweg folgt dem Prinzip der abgestuften Progression:

			Städtische und bezirkliche Selbstverwaltung: Die Bürger übertragen die Verwaltungsgewalt auf der Basisebene direkt an die Regierungen und Parlamente der Städte und Landkreise;

			Provinziale Verwaltung: Die gesamte Bevölkerung einer Provinz überträgt die regionale Gesetzgebungs- und Exekutivgewalt an die Provinz/den Bundesstaat;

			Föderale Republik: Das gesamte Volk überträgt spezifische und begrenzte Befugnisse wie Landesverteidigung und Außenpolitik an die Föderation.

			[Nicht-Unterordnung und Verantwortlichkeit gegenüber dem Volk] Die drei Regierungsebenen – Föderation, Provinzen/Bundesstaaten und Städte/Landkreise – sind allesamt unabhängige politische Entitäten.

			Nicht-Unterordnung: Gemäß der verfassungsmäßigen Arbeitsteilung besteht zwischen ihnen keinerlei administrative Unterordnung und kein hierarchisches Führungsverhältnis. Die Föderation darf sich nicht in die Selbstverwaltung der Provinzen/Staaten einmischen, und die Provinzen/Staaten dürfen sich nicht in die Selbstverwaltung der Städte/Landkreise einmischen.

			Verantwortlichkeit gegenüber dem Volk: Die Legitimität jeder Regierungsebene hat eine unabhängige Quelle; jede ist direkt gegenüber den Bürgern ihres jeweiligen Wahlkreises verantwortlich und nicht gegenüber einer übergeordneten Regierung.

			[Recht auf Rücknahme und Abschaffung] Jedes Regime, das von dieser Autorisierungslogik abweicht oder dem Willen des Volkes zuwiderläuft, verliert sofort seine Legitimität. Das Volk hat das Recht, gemäß den verfassungsmäßigen Verfahren die Autorisierung zurückzunehmen, die Regierung abzuschaffen oder den Staat neu zu strukturieren.

			[Demokratisches Mehrparteiensystem] Basierend auf der oben genannten Autorisierungslogik praktiziert die Föderation ein freies demokratisches System des Mehrparteienwettbewerbs. Politische Parteien sind lediglich Träger zur Bündelung der öffentlichen Meinung und zur Erlangung einer temporären Autorisierung durch das Volk. Jede politische Partei muss innerhalb des verfassungsmäßigen Rahmens agieren, durch faire Wahlen um die Gelegenheit zum Dienen konkurrieren und darf keine dauerhafte Herrschaft anstreben.

			[Striktes Verbot des Partei-Staats-Systems] Es ist strengstens verboten, dass irgendeine politische Partei Teil des Staatsapparates wird.

			Fiskalische Unabhängigkeit: Es ist strengstens verboten, staatliche Haushaltsmittel zur Finanzierung irgendeiner politischen Partei bereitzustellen.

			Trennung von Militär und Politik: Es ist politischen Parteien strengstens verboten, sich in militärische, judikative und exekutive Angelegenheiten einzumischen.

			Öffentliche Nutzung öffentlicher Instrumente: Staatliche Instrumente dürfen nicht in den Privatbesitz von Parteien übergehen; keine politische Partei darf sich über den Staat erheben.

			[Vorrang der Rechtsordnung] Als höchste Vollmachtserklärung des Volkes besitzt diese Verfassung die höchste Rechtskraft. Die Macht keiner politischen Partei, Organisation oder Einzelperson darf über der Verfassung stehen.

			[Gesetzgeberisches Ziel]:

			Kappung der vertikalen Abhängigkeit: Die administrativen Unterordnungsketten zwischen Städten/Landkreisen, Provinzen/Staaten und der Föderation werden vollständig durchtrennt. Der Begriff „Vorgesetzter“ wird beseitigt, sodass lokale Beamte nicht mehr nach „oben“ schmeicheln müssen, sondern sich nur noch nach „unten“ verantworten müssen.

			Neugestaltung der Machtlogik: Der Wandel von „hierarchischer Kontrolle von oben nach unten“ hin zu „vertraglicher Autorisierung“, wodurch „von unten nach oben“ als die einzige legitime Quelle der Macht etabliert und das Recht auf Herrschaft von oben nach unten radikal verneint wird.

			Ende des Partei-Staats-Systems: Den politischen Parteien werden ihre Privilegien in finanzieller, militärischer und administrativer Hinsicht entzogen, um sie auf „konkurrierende, dienende gesellschaftliche Gruppen“ zu reduzieren und nicht als Eigentümer der Staatsmaschine zu belassen.

			[Erwarteter Effekt]:

			Beamte dienen nur der Basis („nur nach unten schauen“): Da der föderale Präsident Bürgermeister weder ernennen noch absetzen kann, werden lokale Beamte nicht mehr auf die Zentrale schauen, sondern sich verzweifelt darum bemühen, die Wähler in ihrem eigenen Wahlkreis zufriedenzustellen. Aus „nach Ministerien rennen, um an Geld zu kommen“ wird „zu den Bürgern rennen, um um Stimmen zu werben“.

			Physische Isolierung von Diktaturen: Selbst wenn ein Ehrgeiziger die Zentralregierung kontrolliert, kann er die Polizei und die Verwaltungsressourcen der verschiedenen Provinzen und Städte nicht befehligen, da beide nicht einander untergeordnet sind. Der Diktator wird feststellen, dass seine Befehle den Präsidentenpalast nicht verlassen.

			Guter Wettbewerb auf lokaler Ebene: Jede Provinz und Stadt wird über eine unabhängige Gesetzgebungskompetenz (z. B. Steuersätze, Industriepolitik) verfügen und durch institutionellen Wettbewerb Talente und Kapital anziehen; das leblose „große Einheitsmodell“ wird durch eine vielfältige und aufblühende „lokale Vitalität“ ersetzt.

			[Rechtswissenschaftliche Analyse]: Dieser Artikel etabliert die drei föderalen verfassungsrechtlichen Kernprinzipien der Föderation China:

			Prinzip der parallelen Souveränität: Die Beziehung zwischen der Föderation und den lokalen Ebenen ist keine „Vater-Sohn-Beziehung“, sondern eine „Bruder-/Partnerschaftsbeziehung“.

			Einheitsstaat (das alte China): Die Zentrale ist das absolute Gehirn, die lokalen Ebenen sind Hände und Füße. Hände und Füße müssen dem Gehirn gehorchen.

			Föderalismus (das neue China): Die Föderation, die Provinzen/Staaten und die Städte/Landkreise sind jeweils die höchste Autorität innerhalb ihrer verfassungsmäßigen Zuständigkeiten. Bei Fragen wie Straßenbau oder Schulgründung hat ein Bürgermeister den gleichen Rang wie der Präsident, und der Präsident hat kein Recht zur Einmischung.

			Agentur-Axiom: Die Bürger sind die einzigen „Prinzipale“, alle Regierungsebenen sind unabhängige „Agenten“. Die städtischen und bezirklichen Regierungen werden direkt von den Bürgern beauftragt, ohne eine „Weitervergabe“ durch die Provinz oder Föderation.

			Subsidiaritätsprinzip: Der Schwerpunkt der Macht verlagert sich nach unten. Was Städte und Landkreise erledigen können, darf die Provinz nicht tangieren; was Provinzen erledigen können, darf die Föderation nicht anrühren. Die Macht der Föderation ist strikt auf den „verbleibenden und notwendigen“ Bereich (wie Verteidigung und Diplomatie) beschränkt.

			Artikel 2 [Offizielle Sprache und Schrift]

			Offizielle Sprachen: Die offiziellen Sprachen der Föderalen Republik China sind Chinesisch (Mandarin) und Englisch.

			Rechtskraft: Gesetze, Dekrete, Gerichtsurteile und offizielle Bekanntmachungen, die von der föderalen Regierung, den Regierungen der Bundesstaaten und der Justiz herausgegeben werden, müssen gleichzeitig in einer chinesischen und einer englischen Version vorliegen, und beide Texte haben die exakt gleiche Rechtskraft.

			Sprachrechte: Die Bürger der Föderation haben das Recht, ohne Diskriminierung frei zu wählen, ob sie Chinesisch oder Englisch nutzen, um mit jeglichen Regierungsinstitutionen zu kommunizieren, Bildung zu erhalten oder an Gerichtsverfahren teilzunehmen.

			[Gesetzgeberisches Ziel]: Die sprachliche Abschottung aufzubrechen, China an das universelle globale Betriebssystem anzuschließen und den verfassungsrechtlichen Status der Zweisprachigkeit zu verankern. [Erwarteter Effekt]: Die Verwirklichung einer nahtlosen internationalen Anbindung des rechtlichen und geschäftlichen Umfelds, eine drastische Senkung der Transaktionskosten für die gesamte Gesellschaft und die Gewährleistung des gleichen Rechts der Bürger auf Zugang zu globalen Informationen. [Rechtswissenschaftliche Analyse]: Verleihung des gleichen rechtlichen Status an Englisch und Chinesisch, um sicherzustellen, dass Regierungsdienstleistungen und das Justizsystem über international anerkannte Schnittstellenkapazitäten verfügen.

			Artikel 3 [Naturgegebene Menschenrechte und Menschenwürde] 

			Menschenrechte sind naturgegeben, unveräußerlich und besitzen universelle Gültigkeit. Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen, ist die oberste Pflicht aller staatlichen Gewalt der Föderation. Menschenrechte stehen im Rang über der staatlichen Souveränität. Die Föderation etabliert eine rechtsstaatliche Ordnung, die das „Individuum“ in den Mittelpunkt stellt, garantiert jedem Einzelnen auf ihrem Territorium das Recht auf ein menschenwürdiges Dasein und verbietet dem Staat strikt, im Namen irgendeines kollektiven Interesses unrechtmäßig in die Grundrechte des Einzelnen einzugreifen.

			[Gesetzgeberisches Ziel]: Die Festlegung des höchsten verfassungsrechtlichen Rangs der Menschenrechte und die Verankerung der „Menschenwürde“ und der „Existenzgrundlage“ als philosophische Säulen der Staatsgründung und als ultimativer Maßstab der Justiz. [Erwarteter Effekt]: Die endgültige Beendigung des „Staatszentrismus“ auf der rechtlichen Grundlogikebene, um sicherzustellen, dass die Bürger als unabhängige Subjekte und nicht als Werkzeuge des Staates betrachtet werden. [Rechtswissenschaftliche Analyse]: Rechte werden nicht von der Regierung gewährt, sondern sind angeboren. Die einzige Legitimität für die Existenz des Staates liegt im Schutz dieser Rechte. Dieser Artikel macht deutlich, dass der Staat die positive Pflicht hat, eine Existenzgrundlage zu bieten und die grundlegende Menschenwürde zu wahren.

			Artikel 4 [Meinungs-, Gedanken- und Pressefreiheit] 

			Die Föderation garantiert den Bürgern die absolute Freiheit der Meinung, der Gedanken, der Versammlung, der Vereinigung und der Religionsausübung; sie garantiert das Recht der Bürger auf barrierefreien Zugang zum internationalen Internet und zu verschiedenen digitalen Informationskanälen. Presse, Publikationen, Rundfunk und Medien aller Art genießen absolute Freiheit; jegliche Form der Vorabzensur ist strengstens verboten. Das Recht von Journalisten auf Berichterstattung und ihr berufliches Recht auf Geheimhaltung von Informationsquellen werden geschützt.

			[Gesetzgeberisches Ziel]: Sicherzustellen, dass die Bürger über freie Gedanken- und Äußerungskanäle verfügen, und die Verankerung der unabhängigen Kontrollfunktion der Medien als „Vierte Gewalt“. [Erwarteter Effekt]: Die permanente Demontage von Informations-Firewalls und das Verbot von Gedanken- und Pressezensur, sodass Korruption und Tyrannei im Licht der Öffentlichkeit keinen Platz zum Verstecken haben. [Rechtswissenschaftliche Analyse]: Abschaffung des „Zensursystems“, d.h. die Regierung hat kein Recht, Inhalte vor ihrer Veröffentlichung zu genehmigen. Gewährung der Unabhängigkeit der Medien, sodass sie innerhalb des gesetzlichen Rahmens das Recht auf Berichterstattung ohne administrative Einmischung genießen.

			Artikel 5 [Privateigentum und freies Wirtschaftssystem] Privateigentum ist heilig und unantastbar. Der Staat schützt das private Eigentums- und Erbrecht der Bürger streng nach dem Gesetz. Der Staat betreibt eine Politik der umfassenden wirtschaftlichen Öffnung und garantiert die freie Konvertierbarkeit von Währungen sowie den freien Kapitalverkehr. Inländische und ausländische Unternehmen genießen völlig gleiche Rechte in Bezug auf rechtlichen Status, Marktzugang, Beschaffung von Produktionsfaktoren, steuerliche Unterstützung und Teilnahme an öffentlichen Ausschreibungen (Prinzip der Wettbewerbsneutralität). Die Verfassung verbietet jegliche Form des Rückschritts zu „Gemeineigentum“ (Kollektiveigentum) oder Planwirtschaft.

			[Gesetzgeberisches Ziel]: Die verfassungsrechtliche Grundlage für eine freie Marktwirtschaft zu legen und Bürgern sowie globalen Investoren ein dauerhaftes Gefühl der Sicherheit für ihr Vermögen zu geben. [Erwarteter Effekt]: Durch die Privatisierung von Land, das Verbot der Wiedereinführung des Gemeineigentums und die Gewährleistung des freien Währungsverkehrs soll endgültig verhindert werden, dass die Regierung den Bürgern durch wirtschaftliche Kontrollen Vermögen entzieht; dies ermöglicht die nahtlose Integration der chinesischen Wirtschaft in den globalen Markt. [Rechtswissenschaftliche Analyse]: Abschaffung des öffentlichen Landeigentums und Verankerung des privaten Landbesitzes. Dieser Artikel etabliert das Prinzip der „Wettbewerbsneutralität“ und verbietet strikt diskriminierende Maßnahmen gegen bestimmte Eigentumsformen.

			Artikel 6 [Staatsbürgerschaft und Freizügigkeit] 

			Das Territorium der Föderation umfasst die gegenwärtig de facto kontrollierten Gebiete sowie die dazugehörigen Inseln. Jeder, der innerhalb dieses Territoriums geboren wurde oder rechtmäßig die Staatsangehörigkeit erworben hat, ist Bürger der Föderation. Die Föderation schafft das Hukou-System (Haushaltsregistrierungssystem), die duale Trennung von Stadt und Land sowie regionale Diskriminierung vollständig ab; die Bürger genießen auf dem gesamten Gebiet der Föderation das uneingeschränkte Recht auf freie Wohnortwahl und Freizügigkeit.

			[Gesetzgeberisches Ziel]: Die Verankerung der absoluten Gleichstellung des Status der Bürger und die Beseitigung des Identitäts- und Klassensystems. [Erwarteter Effekt]: Die Befreiung des natürlichen Rechts auf Arbeitskräftemobilität, die Verwirklichung einer gerechten Ressourcenverteilung und die Beseitigung der seit Jahrzehnten bestehenden dualen Identitätskluft zwischen Stadt und Land. [Rechtswissenschaftliche Analyse]: Das Recht auf Wohnsitznahme im gesamten Staatsgebiet wird verfassungsrechtlich geschützt. Jegliche durch administrative Mittel geschaffenen Beschränkungen der Freizügigkeit (wie Hukou-Barrieren) sind verfassungswidrig.

			Artikel 7 [Vorrang der Verfassung und Normenhierarchie]

			[Höchste Rechtskraft] Als höchster Vertrag des Willens der gesamten Nation besitzt diese Verfassung einen unantastbaren und höchsten juristischen Rang. Keines der Gesetze, Provinzverfassungen, kommunalen Vorschriften, Exekutiverlasse, Gerichtsurteile oder militärischen Anordnungen, die im Gebiet der Föderation China in Kraft sind, darf im Widerspruch zu den Bestimmungen oder dem Geist dieser Verfassung stehen.

			[Prinzip der Verfassungswidrigkeit und Nichtigkeit] Alle rechtlichen Dokumente oder Regierungshandlungen, die im Widerspruch zu dieser Verfassung stehen, gelten unabhängig von der Ebene der erlassenden Behörde rechtlich als „von Anfang an nichtig“ (Void ab initio). Kein Bürger und keine Institution ist verpflichtet, verfassungswidrige Anordnungen auszuführen, und jeder hat das Recht, beim Obersten Föderalen Gerichtshof eine Normenkontrollklage einzureichen.

			[Unterwerfung der Macht unter das Recht] Keine politische Partei, Organisation, religiöse Gruppierung, bewaffnete Macht oder Einzelperson (einschließlich des föderalen Präsidenten und der Leiter aller Ebenen) besitzt Privilegien, die über der Verfassung stehen. Sämtliche Handlungen öffentlicher Gewalt müssen innerhalb der von der Verfassung gezogenen Grenzen ausgeübt werden.

			[Gesetzgeberisches Ziel]:

			Die Etablierung von „Rechtsstaatlichkeit“ (Rule of Law) anstelle von „Gesetzesherrschaft“ (Rule by Law): Die Jahrtausende alte Tradition der Willkürherrschaft, bei der „Macht über dem Recht“ steht und „Regieren durch Rote-Kopf-Dokumente“ (Partei- und Regierungsdirektiven) erfolgt, endgültig beenden. Es wird sichergestellt, dass sich auch die Regierenden selbst der Herrschaft des Rechts unterwerfen müssen.

			Vereinheitlichung der Rechtsordnung: Während auf administrativer Ebene eine starke Dezentralisierung (Artikel 3) erfolgt, wird durch die Verfassung die Einheitlichkeit des rechtsstaatlichen Geistes auf nationaler Ebene sichergestellt, um zu verhindern, dass die lokale Gesetzgebung zu «Hinterwäldler-Regeln» degeneriert, die Menschenrechte verletzen.

			Den Bürgern das Recht auf Ungehorsam einräumen: Die ausdrückliche Klarstellung, dass „verfassungswidrige Befehle nichtig sind“, bietet Beamten und Militärs eine Rechtsgrundlage, die Ausführung verfassungswidriger Anordnungen (wie das Massakrieren von Zivilisten) zu verweigern.

			[Erwarteter Effekt]:

			Die Verfassung ist kein Gummistempel mehr: Sie wird zu einer praxistauglichen Waffe für die Bürger, um ihre Rechte zu verteidigen. Wenn ein Bürgermeister ein verfassungswidriges Dokument erlässt, können die Bürger direkt vor Gericht gegen ihn klagen, und der Richter muss das Dokument für nichtig erklären.

			Beseitigung der „privilegierten Klasse“: Selbst der Generalsekretär der Regierungspartei oder der Präsident verliert, sobald er auch nur einen Schritt über die Verfassung hinausgeht, sofort seine Legitimität und muss sich einem Amtsenthebungsverfahren stellen.

			[Rechtswissenschaftliche Analyse]: Dieser Artikel verankert den Kern der modernen Rechtsstaatlichkeit – den „Vorrang des Gesetzes“ (Supremacy of Law).

			Bezugnehmend auf Artikel 3 (bzw. Artikel 1.3): Während in den vorherigen Klauseln geklärt wurde, «wer wen verwaltet» (administrative Nichteinmischung), klärt dieser Artikel, «wer wem gehorchen muss» (einheitliche Befolgung des Rechts).

			Logischer Kreislauf: Obwohl lokale Regierungen in der Verwaltung unabhängig sind, müssen sie sich juristisch der Verfassung unterordnen. Dies garantiert eine perfekte Balance zwischen „Trennung“ und „Einheit“ des Staates – die Verwaltung ist polyzentrisch, aber der Maßstab für Gerechtigkeit ist einheitlich.

			Artikel 8 [Rang des Völkerrechts und Staatsgarantie der Öffnung nach außen] 

			Die universellen Prinzipien des Völkerrechts sowie die von der Föderation China rechtmäßig geschlossenen internationalen Verträge werden automatisch Bestandteil der föderalen Rechtsordnung. Der Staat hält an der grundlegenden staatlichen Politik der Öffnung nach außen fest und verpflichtet sich dem Aufbau eines barrierefreien internationalen Austauschsystems. Vom Kongress ratifizierte Verträge über den Schutz der Menschenrechte, die territoriale Integrität und maßgebliche nationale Interessen haben rechtlichen Vorrang vor einfachen föderalen Gesetzen.

			[Gesetzgeberisches Ziel]: Sicherzustellen, dass das Handeln des Staates durch die Normen der zivilisierten Welt gebunden ist, und zu verhindern, dass das innerstaatliche Recht in das Gesetz des Dschungels zurückfällt. [Erwarteter Effekt]: Den Bürgern einen doppelten Schutz nach internationalen Menschenrechtsstandards zu bieten, die schnelle Integration Chinas in das rechtliche Mainstream-System der Welt zu ermöglichen und rechtliche Barrieren im internationalen Austausch zu beseitigen. [Rechtswissenschaftliche Analyse]: Internationalen Menschenrechtsverträgen wird ein höherer Rang eingeräumt, um sicherzustellen, dass die Regierung sich ihren internationalen Verpflichtungen nicht durch die Verabschiedung böswilliger innerstaatlicher Gesetze entziehen kann.

			Artikel 9 [Föderale Gewaltenteilung, kommunale Selbstverwaltung und einheitlicher Binnenmarkt]

			[Begrenzte Autorisierung und hohe Autonomie] Die Föderation China nimmt ein verfassungsmäßiges Modell der „begrenzten Autorisierung“ an. Die föderale Regierung besitzt ausschließlich Kompetenzen in den Bereichen Landesverteidigung, Außenpolitik, Ausgabe der gesetzlichen Währung, höchste gerichtliche Entscheidungsfindung und Regulierung des zwischenstaatlichen/interprovinziellen Handels. Alle Befugnisse, die der Föderalregierung in dieser Verfassung nicht ausdrücklich übertragen wurden, fallen vorbehaltlos den Regierungen der Bundesstaaten (Provinzen) oder dem gesamten Volk zu. Jeder Bundesstaat (jede Provinz) hat das Recht, unter der Voraussetzung, dass keine der grundlegenden Menschenrechte oder demokratischen Prinzipien dieser Charta verletzt werden, eine eigene Verfassung (Staatsverfassung) auszuarbeiten und umzusetzen sowie die allgemeinen Direktwahlen für den Regierungschef und das Parlament der Region abzuhalten.

			[Freier Faktorenverkehr und Verbot des lokalen Protektionismus] (Wirtschaftliche Mindestanforderung für Einheitlichkeit) Während das politische Recht der Bundesstaaten (Provinzen) auf
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